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Liebe Partnerinnen und Partner der Fakultät, 
liebe Interessierte, 
  
unser aktueller Newsletter berichtet diesmal direkt aus 
dem Forschungsprozess. So vielfältig und komplex wie 
das Themenfeld Gesundheit ist, sind auch die aktuel-
len Forschungsarbeiten unserer Kollegen und Kollegin-
nen. 
  
Wir präsentieren Ihnen aktuelle Konferenzbeiträge, die 
z.B. den Fragen nachgehen: Welche Folgen hat die 
Fachkräftemigration in den deutschen Pflegesektor? 
Haben sich die Gesundheitsbedingungen von Migran-
tinnen und Migranten in der fleischproduzierenden In-
dustrie verbessert? Oder welche Auswirkungen hat 
Krieg auf die Gesundheit der Bevölkerung? 
 
Dahinaus finden Sie spannende Artikel zum Umgang 
mit Antibiotika-Resistenzen, Suizidprävention für Män-
ner, integrierte Primärversorgungskonzepte, Versor-
gung mit Hilfsmitteln für Menschen mit Behinderun-
gen, Gesundheitskompetenz, Umgang mit Paarkonflik-
ten in der Pflege und den Einbezug von Gesundheit in 
die Stadtentwicklung. 
   
Ich wünsche Ihnen eine anregende Lektüre, geruhsame 
Feiertage und ein gesundes neues Jahr 2023!  
  
Bei Rückfragen oder Kooperationsinteresse kommen 
Sie gerne auf uns zu.  
  
Herzliche Grüße  
Prof. Dr. Wolfgang Greiner (Dekan)  
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SOZIALE UNGLEICHHEIT ALS FAKTOR DER 
PFLEGEMIGRATION – KONFERENZBEITRAG 
AUF DEM DEUTSCHEN PFLEGETAG 2022 

Der Fachkräftemangel in der beruflichen Pflege ist seit 
über zwei Jahrzehnten das wesentliche gesundheitspo-
litische Steuerungsproblem der Alten- und Kranken-
pflege in Deutschland. Trotz veritabler politischer Re-
formanstrengungen innerhalb der vergangenen Legis-
laturperioden, die u.a. zu verbesserten Ausbildungs- 
und Lohnkonditionen geführt haben, konnte das quan-
titative und qualitative Ausmaß des Pflegefachkräfte-
mangels bisher nicht nachhaltig reduziert werden. 
 
Fachpolitischen Auguren gilt neben der Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen vor allem die Anwerbung qua-
lifizierten ausländischen Pflegefachpersonals als ein 
zentrales Instrument, dem Fachkräftemangel in der 
bundesdeutschen Pflege zu begegnen. Tatsächlich ist 
seit mehr als fünf Jahren eine dynamische Zunahme 
der Anerkennungsanträge am Referenzberuf der Ge-
sundheits-und Krankenpflege zu konstatieren. Sind bis 
dato noch die Westbalkanstaaten die Hauptherkunfts-
länder, so lässt sich doch eine sukzessive Verschiebung 
der Herkunftsregionen feststellen; Entwicklungs- und 
Schwellenländer des globalen Südens werden quanti-
tativ immer bedeutsamer. Besonders die Zuwanderung 
philippinischer Pflegekräfte ist in einem bemerkens-
wertem Bedeutungsaufschwung begriffen. Hier zeich-
net sich für Deutschland eine nachholende Entwick-
lung ab, sind doch die Philippinen im OECD-Vergleich 
das mit weitem Abstand wichtigste Herkunftsland 
ausländischen Pflegepersonals. 
 
Der in Rede stehende Konferenzbeitrag auf dem Deut-
schen Pflegetag 2022 (Themenschwerpunkt „Pflege 
und Gesellschaft“) nahm diese Entwicklung kritisch 
auf und fragte nach der Bedeutung und den Folgen 
globaler sozialer Ungleichheit in Kontext dieses er-
werbsmigrativen Geschehens. Ausgehend von einer so-
zioökonomischen Makroperspektive wurde im Rahmen 
des Vortrags wie anschließender Paneldiskussion ver-
handelt, welche sozialökonomischen Ursachen und Fol-
gewirkungen mit diesen, empirisch zu konstatierenden 

pflegemigrativen Bewegungen aus Drittstaaten des 
globalen Südens gen Deutschland verbunden sind.  
Nach einer definitorischen Klarstellung zentraler Be-
grifflichkeiten erfolgte eine Skizze der globalen Un-
gleichheitsverhältnisse am Beispiel der Einkommens-
verteilung. Strukturanalog zur allgemeinen ökonomi-
schen Benachteiligung weiter Teile des globalen Sü-
dens zeigt sich auch eine erhebliche Personalminder-
ausstattung in vielen Gesundheitssystemen, insbeson-
dere mit professionellem Pflegepersonal. So verfügen 
die Philippinen über ca. 12 Pflegefachpersonen auf 
100.000 Einwohner*innen (Deutschland zum Vergleich 
über ca. 140 Pflegefachpersonen auf 100.000 Einwoh-
ner*innen). Zwar sind solche international vergleichen-
den Verhältniszahlen immer nur cum grano salis ein-
ordnungsfähig, machen aber dennoch die eklatanten 
Unterschiede luzide. Die Abwanderungsbewegung phi-
lippinischer Pflegekräfte ins Ausland ist eine weitge-
hend ungeordnete und findet zu Gutteilen aus ländli-
chen Regionen heraus statt, die ohnedies schon versor-
gungsstrukturell gegenüber urbanen Regionen, wie der 
Hauptstadtregion Manila, benachteiligt sind. 
Auf Basis dieser Konstellation war die Frage aufzuwer-
fen, wie nachhaltig eine solche Ab- und Zuwanderung 
professionellen Pflegepersonals für die Herkunfts- und 
Zielstaaten sein kann. Stellt man die Push- und Pull-
faktoren gegenüber und kontextualisiert diese mit Er-
kenntnissen qualitativer Sozialforschung, so wird deut-
lich, dass die Abwanderung für die Einzelindividuen 
und deren zurückbleibenden Familien unterm Strich - 
bei allen emotionalen Belastungen - eine ökonomisch 
rationale Entscheidung darstellt. Die Erhöhung des 
Haushaltseinkommens, die verbesserten Bildungschan-
cen der Kinder und anderes mehr wird durch die Geld-
rücküberweisungen der ausgewanderten Pflegekräfte 
bewerkstelligt. Für die anwerbenden Staaten bzw. Ver-
sorgungsinstitutionen bietet diese Migration unterm 
Strich - bei allen administrativen, kulturellen und 
sprachlichen Herausforderungen - ökonomische Vor-
teile, da quasi gesamten Kosten zur Herstellung der in-
wertzusetzenden pflegefachlichen Arbeitskraft in den 
Herkunftsstaaten angefallen sind.  
 
Als Fazit wurde festgehalten, dass die globale Pflege-
fachpersonenmigration - hier exemplifiziert am Fall 
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philippinischer Pflegekräfte und deren Emigration - in 
der klassischen Rationalitätenfalle feststeckt. Es klaf-
fen individuelle Handlungsrationalität und kollektive 
Rationalität auseinander. Bezogen auf die Herkunfts-
staaten mag sich in der überwiegenden Zahl der Fälle 
ein ökonomischer Nutzen auf der Mikroebene der 
emigrierenden Pflegefachpersonen einstellen, aller-
dings führt diese Wanderung auf Ebene der Gesund-
heitssysteme zur mittelfristigen Unterminierung der 
personellen Strukturqualität. Weiter perpetuiert diese 
Abwanderung die globalen Ungleichheitsverhältnisse, 
da die Wertschöpfung  und -abschöpfung weiter in den 
Zentrumsstaaten des globalen Nordens sich vollzieht 
und die Geldrücküberweisungen nur von derivativem 
Charakter sind. Für die Zielstaaten ist es auf der Mikro-
ebene einzelner anwerbender Institutionen rational die 
oft beklagten, realiter aber geringen Kontraktionskos-
ten nicht zu scheuen und verstärkt Ressourcen in die 
Anwerbebemühungen zu investieren. Auf der Makro-
ebene ist diese Strategie nicht nachhaltig, da sie ers-
tens in Berücksichtigung der demografischen Entwick-
lung und rückläufiger Ausbildungskapazitäten in eini-
gen Herkunftsstaaten nicht auf Dauer gestellt werden 
kann. Zweitens adressiert diese Strategie die tieferen 
Ursachen des hausgemachten Fachkräftemangel in 
der Alten- und Krankenpflege nur partiell und situativ. 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 

CROSS-COUNTRY COMPARISON OF OCCU-
PATIONAL SAFETY AND HEALTH OF LA-
BOUR MIGRANTS IN THE FOOD SUPPLY 
CHAIN DURING COVID-19 

AG 2 member Nora Gottlieb initiated and led a work-
shop at the 15th European Public Health Conference, 
held in Berlin from 9th to 12th November 2022, to pre-
sent preliminary results of an international research 

Ansprechpartner*in:  
Phillip F. Schmidt: phillip_florian.schmidt@uni-bielefeld.de 
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collaboration on the associations between labour mi-
gration, precarious work, and health. The workshop 
“Occupational safety and health of labour migrants in 
the food supply chain during Covid-19: insights from 
Germany, the Netherlands, and the USA” included 
case-studies on general work-related safety and 
health policies, and specifically pandemic measures, 
for migrant and precarious workers employed in horti-
culture and meat-processing in Illinois/USA (by Prof. 
Linda Forst from the University of Illinois at Chicago, 
USA), the Netherlands (by Prof. Tesseltje de Lange 
from Radboud University, Netherlands) and North-
Rhine Westphalia (by Prof. Ingrid Jungwirth and Marius 
Glassner from Rhine-Waal University of Applied Sci-
ences, Germany). The case-studies were followed by a 
comparative policy analysis and discussion of central 
insights, future research needs, and policy recommen-
dations. 
 
During the Covid-19 pandemic, migrant workers in the 
food supply chain industries were deemed an essential 
workforce. At the same time, they were particularly ex-
posed to social and health risks as shown by Covid-19 
outbreaks, such as in meat-processing plants. The 
pandemic has thus highlighted pervasive inequities re-
lated to precarious migrant labour in the food supply 
chain.  
 
The case-studies showed that the Covid-19 pandemic 
had prompted new occupational safety and health 
measures in industries such as horticulture and meat-
processing. However, they also demonstrated the 
strong reliance of food supply chain industries on vari-
ous precariously employed groups of workers. In this 
context, intersecting health-, work- and migration-re-
lated factors have led to poor adaptation of policies 
for some of these groups, including instances where 
protective measures excluded or exacerbated their 
marginalisation.  
 
The analysis further demonstrated how influence 
peddling has prevented better protection of workers in 
some sectors and country contexts. However, it also 
identified positive policy developments, such as the 
prohibition of subcontracting in the meat-processing 

industry in Germany. Across different country 
contexts, horticulture remains particularly problema-
tic, with major evidence-gaps on migrant workers’ 
conditions. 
 
The comparative analysis thus highlighted that com-
prehensive improvements of the social protection of 
migrant workers in food supply chain industries will re-
quire tackling the structural causes of migrant work-
ers’ exploitability, including low visibility and cronyism; 
intersectoral action on workers’ safety and health; 
stronger enforcement; and firewalls limiting data 
exchange between occupational safety and health- 
and immigration agencies. 
 
 

 
 
 
 
 

EQUITY AND GENDER ORIENTATION OF 
ANTIMICROBIAL RESISTANCE POLICY FOR-
MULATION IN AUSTRALIA AND GERMANY  

Antimicrobial resistance (AMR) is recognised as one of 
the biggest contemporary threats to global health, 
food security and sustainable development, placing 
everyone at risk across demographic, socioeconomic 
and geographic boundaries. AMR is the resistance of 
microorganisms to one or more antimicrobial drugs, 
which results in these medicines becoming ineffective. 
In recent years, significant progress has been made at 
the global and national level to tackle AMR, especially 
through a One Health approach. However, to ensure a 
just, safe and sustainable future for all, a greater 
focus is needed on how AMR affects people’s everyday 

Mehr Informationen unter: 
https://doi.org/10.1093/eurpub/ckac129.404 
 
Ansprechpartner*in: 
Dr. Nora Gottlieb: nora.gottlieb@uni-bielefeld.de 
 

https://doi.org/10.1093/eurpub/ckac129.404
mailto:nora.gottlieb@uni-bielefeld.de
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lives and the influence of inequalities and social deter-
minants of health. 
 
Research being conducted by Victoria Saint (AG 2) and 
research partner, Associate Professor Clare Littleton 
(Torrens University Australia), aims to explore the for-
mulation of national AMR policy in Australia and Ger-
many with a focus on social determinants of health 
(SDH), health equity and gender. The study includes a 
policy analysis applying a SDH, health equity and gen-
der lens to the national AMR policies in Germany and 
Australia. Interviews were also conducted with 15 key 
stakeholders, 7 in Germany and 8 in Australia, involved 
in the development and implementation of these poli-
cies. The study applies a cross-disciplinary public 
health and political science approach.   
 
In September 2022, Victoria Saint and Assoc. Prof. 
Clare Littleton presented the preliminary findings 
from this study in Adelaide at the Population Health 
Congress 2022, Australia’s biggest public and popula-
tion health conference. They presented the findings 
from the policy analysis, including in terms of the con-
ceptualisation of health and AMR and the types of 
goals and strategies pursued. While the emphasis and 
styles of the national AMR policies in Germany and 
Australia differ, equity, SDH and gender are only consi-
dered in a limited manner in both contexts. The poli-
cies predominantly reflect a biomedical framing, with 
a narrow understanding of prevention and a focus on 
awareness raising and behavioural change.  
 
The preliminary analysis of the semi-structured inter-
views with AMR stakeholders shed light on stakehol-
ders’ understanding, perspectives and challenges re-
garding the relevance of SDH, health equity and gen-
der in current AMR work and prospects for future AMR 
policies. Based on the policy analysis and interviews, 
the researchers discussed areas for expansion and pro-
vided insights on how the future policy agenda could 
reflect a stronger consideration of equity and structu-
ral dimensions of AMR. 
 

This cross-country study outlines the current AMR po-
licy environment in Australia and Germany and provi-
des real-world insight into policy makers’ perspectives 
on formulating equity-oriented AMR policy. The resear-
chers plan to finalise the analysis and publish the fin-
dings in 2023.  
 
 

 
 
 
 
 

ANTIBIOTIC STEWARDSHIP (ABS) AN DER 
AG 2 

Ein Forschungsschwerpunkt der AG 2 ist das Themen-
feld Antimikrobieller Resistenz bzw. Antibiotic Ste-
wardship (AMR/ABS). Unter dem Begriff ABS werden 
Maßnahmen zum rationalen und verantwortungsvollen 
Einsatz von Antibiotika zusammengefasst, da das 
ärztliche Antibiotika-Verordnungsverhalten ein we-
sentlicher Faktor bei der Resistenzentwicklung ist. 
 
Neben dem unmittelbaren individualmedizinischen As-
pekt spielt auch der bevölkerungsmedizinische Aspekt 
eine bedeutsame Rolle, da bakterielle Resistenzen in 
der Bevölkerung übertragen werden und so relevant 
zur Krankheitslast beitragen. 
 
Zu beobachten ist hierbei ein Phänomen der Verord-
nungsvarianz, das sich auf der Ebene von Staaten, 
Bundesländern und Kreisen bis hinunter auf die lokale 
Ebene findet – aber auch innerhalb bestimmter Fach-
gruppen. In Nordrhein-Westfalen beispielsweise verord-
nen Ärztinnen und Ärzte im bundesweiten Vergleich 
überdurchschnittlich häufig Antibiotika. 
 
Vor diesem Hintergrund hat sich 2016 in Bielefeld die 
Initiative „Antibiotische Therapie in Bielefeld“ (AnTiB) 

Ansprechpartner*in: 
Victoria Saint: victoria.saint@uni-bielefeld.de 
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gebildet, die es sich zum Ziel gesetzt hat, zunächst vor 
Ort das Antibiotika-Verordnungsverhalten positiv zu 
beeinflussen. In einer ersten Runde haben sich hierzu 
die fünf ambulanten ärztlichen Fachgruppen (FG) Kin-
der- und Jugendmedizin, Gynäkologie, Hausarzt-/All-
gemeinmedizin, Urologie und HNO zusammengefun-
den und gemeinsame Konzepte erarbeitet. Dazu zäh-
len z.B. strukturierte Antibiotika-Therapieempfehlun-
gen der jeweiligen FG. 
 
Zusammen mit der Kassenärztlichen Vereinigung 
Westfalen-Lippe (KVWL) wurden seit 2018 Antibiotika-
Verordnungsreports entwickelt und verteilt, um den 
genannten FG ein „benchmarking“ des eigenen Ver-
ordnungsverhaltens anzubieten. 
 
2019 wurde dann ein sektorübergreifendes und inter-
disziplinäres ABS-Netzwerk Bielefeld – Ostwestfalen-
Lippe (OWL) gegründet, in dem neben den genannten 
ambulanten FG auch Kliniken, Apotheken, Labore so-
wie der ÖGD eingebunden wurden. 
 
Nach insgesamt vier OWL-Netzwerktreffen erfolgte 
2022 schließlich die Gründung des „landesweiten“ ABS-
Netzwerkes Westfalen-Lippe (WL, landesweit insofern, 
als WL ein eigenständiger Ärztekammer- und KV-Bezirk 
innerhalb NRWs ist). Nach Vorbereitung einer Initiativ-
gruppe unter Beteiligung der AG 2 fand schließlich am 
9.11.2022 das Netzwerk-Gründungstreffen an der Ruhr-
Uni Bochum statt. Über den OWL-Netzwerkcharakter 
hinaus werden nun auch die Institutionen Ärzte- und 
Apothekerkammer, die KVWL und weitere Akteure ein-
gebunden. 
 
Zehn-Punkte-Plan des neuen Netzwerkes 

1. Aufbau einer Netzwerkstruktur 
2. Kommunikation innerhalb des Netzwerkes: In-

ternetplattform, Newsletter, Netzwerktreffen, 
Diskussion konkreter Fragestellungen 

                                                                 
1 Antibiotic Stewardship in Westfalen-Lippe – Netzwerkgründung; 
Westfälisches Ärztebl. 09/2022, https://www.aekwl.de/presse/westfa-
elisches-aerzteblatt/archiv/aktueller-jahrgang/; Bornemann R, Till-
mann R (2019): Antibiotische Therapie in Bielefeld (AnTiB) – Ein lokales 
Projekt zur Förderung der rationalen Verordnung von Antibiotika in 
der ambulanten Kinder- und Jugendheilkunde, Bundesgesundheits-
blatt 62: 952–959; Bornemann R, Tillmann R (2022): Entwicklung der 
Antibiotikaverordnungen im ambulanten pädiatrischen Sektor in 

3. Austausch mit anderen ABS-Netzwerken 
4. Bestandsaufnahme bestehender ABS-Initiati-

ven 
5. Einrichtung von themenbezogenen AGs: Am-

bulante Medizin, Stationäre Medizin, Diagnos-
tik/Mikrobiologie, Apotheken (ggf. weitere) 

6. Verfügbarkeit von allgemeinen Quellen zum 
Thema ABS 

7. Bereitstellung und Entwicklung von lokalen 
Therapieempfehlungen und Leitlinien 

8. Engagement in der ärztlichen Ausbildung, Wei-
terbildung und Fortbildung; analog in den an-
deren beteiligten Disziplinen 

9. Öffentlichkeitsarbeit für Patienten und Me-
dien 

10. Wissenschaftliche Begleitforschung, Datener-
hebung, Herstellung von Fachöffentlichkeit 

 
Die AG 2 ist von Beginn 2016 an dabei und unterstützt 
das Gesamtprojekt wissenschaftlich. Daraus entstan-
den inzwischen eine Reihe von Zeitschriftenartikeln1 
und Kongressbeiträgen.  
 
 

 

Bielefeld 2015–2018 – Nutzung von KV-Routinedaten als Grundlage für 
Antibiotic Stewardship in der ambulanten Medizin, Monatsschr Kin-
derheilkd 170: 379-391; Rabold D et al. (2022): Strategien zum rationa-
len Antibiotikaeinsatz im ambulanten Sektor — Ergebnisse eines 
Workshops mit wichtigen Akteuren des Gesundheitswesens. Bundes-
gesundheitsblatt — Gesundheitsforschung — Gesundheitsschutz, 
2022. 65: p. 725–728, https://www.springermedizin.de/strategien-
zum-rationalen-antibiotikaeinsatz-im-ambulanten-sekto/20392312 

https://www.aekwl.de/presse/westfaelisches-aerzteblatt/archiv/aktueller-jahrgang/
https://www.aekwl.de/presse/westfaelisches-aerzteblatt/archiv/aktueller-jahrgang/
https://www.springermedizin.de/strategien-zum-rationalen-antibiotikaeinsatz-im-ambulanten-sekto/20392312
https://www.springermedizin.de/strategien-zum-rationalen-antibiotikaeinsatz-im-ambulanten-sekto/20392312
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ONLINE SEMINARREIHE: PUBLIC HEALTH 
IN ZEITEN DES KRIEGES 

Krieg wurde in Europa weitgehend als ein Problem der 
Vergangenheit angesehen. Folglich findet das Thema 
Krieg und seine Folgen für die Gesundheit der Bevölke-
rung wenig Berücksichtigung in der Public-Health-
Lehre, insbesondere in Europa. Dies hat sich mit dem 
Invasionskriegs Russlands in der Ukraine und den da-
mit einhergehenden Kriegsverbrechen gegen die Zivil-
bevölkerung geändert. 
 
In Rahmen einer zweiteiligen Seminarreihe haben wir 
zusammen mit internationalen Expert*innen damit be-
gonnen, Lücken in Public-Health-Lehrplänen zu identi-
fizieren und diese zu schließen. Die Online-Seminar-
reihe wird von der Fakultät für Gesundheitswissen-
schaften der Universität Bielefeld in Zusammenarbeit 
mit der Association of Schools of Public Health in the 
European Region (ASPHER) organisiert. 
Wir haben stets Bezug auf die Situation in der Ukraine 
und ihren Nachbarländern genommen. Gleichzeitig ha-
ben die Expert*innen explizit Parallelen zu relevanten 
Public-Health-Herausforderungen in anderen Weltregi-
onen sowie zu relevanten Nicht-Kriegssituationen ge-
zogen.  
 
Im ersten Teil der Seminarreihe haben wir beispiels-
weise diskutiert, wie Unterkünfte für Geflüchtete ge-
staltet sind (Dr. Joost Butenop & Prof. Dr. Oliver 

Razum), gemeinsame internationale Nothilfe in huma-
nitären Krisensituationen gelingen kann (Prof. Dr. Do-
rit Nitzan, WHO) und wie Public Health einen Beitrag 
zur Förderung von Frieden leisten kann (Dr. Angelika 
Claußen, IPPNW).  
 
Im zweiten Teil der Seminarreihe zeigte uns Volodymyr 
Lotushko (Ukrainian Healthcare Center) wie Kriegsver-
brechen gegen medizinische Einrichtungen und Perso-
nal dokumentiert werden können. Zudem diskutierten 
wir, inwiefern Hass als chronische, übertragbare 
Krankheit konzeptualisiert werden kann (Prof. Dr. Iz-
zeldin Abuelaish, Dalla Lana School of Public Health) 
als auch wie und ob Public Health mit Militarisierung 
umgehen kann (Prof. Dr. John Middleton, ASPHER). 
 
Wir danken allen Vortragenden, Kolleg*innen und Stu-
dierenden für ihre Unterstützung und Engagement für 
die Seminarreihe! Für Fragen und Anregungen schicken 
Sie uns gerne eine Nachricht. 
 
 

 

Mehr Informationen unter: 
https://cryptpad.fr/drive/#/2/drive/view/vuPovptCvTD89TYXY
fJZxQhZCR+ToadLScAkE3NIaNY/ 
https://uni-biele-
feld.zoom.us/rec/play/_GhntCMLagJvz8P1gJFqF8qOwc59y_TL
VBN6o4iFVXYfeJwv8pJaIsMjO9ijzvggbiy-
TUnZloAJncr_m.JlUOGFGzz3r2gAoH?continueMode=true 
https://uni-bielefeld.zoom.us/rec/play/IE-
jGaDv07KVf2_AiGH0xigT5bpWPRP4FyyeDqIJkeeR-
lJnbh_8039GqeqB9bfIX-8N4hjIqolYPbjgtM.QX4yWLKdPFU--2-
P?continueMode=true 
 
Ansprechpartner*innen: 
Prof. Dr. Oliver Razum: oliver.razum@uni-bielefeld.de  
Dr. Yudit Namer: yudit.namer@uni-bielefeld.de  
Lisa Wandschneider: lisa.wandschneider@uni-bielefeld.de  
 

Mehr Informationen unter: 
www.antib.de 
https://www.uni-bielefeld.de/fakultaeten/gesundheitswis-
senschaften/ag/ag2/antib/abs-netzwerk-wl/ 
 
Ansprechpartner*in: 
Apl. Prof. Dr. Reinhard Bornemann: bornemann@uni-biele-
feld.de 
 

https://www.aspher.org/
https://uhc.org.ua/en/2022/09/15/report-by-uhc/
https://cryptpad.fr/drive/#/2/drive/view/vuPovptCvTD89TYXYfJZxQhZCR+ToadLScAkE3NIaNY/
https://cryptpad.fr/drive/#/2/drive/view/vuPovptCvTD89TYXYfJZxQhZCR+ToadLScAkE3NIaNY/
https://uni-bielefeld.zoom.us/rec/play/_GhntCMLagJvz8P1gJFqF8qOwc59y_TLVBN6o4iFVXYfeJwv8pJaIsMjO9ijzvggbiyTUnZloAJncr_m.JlUOGFGzz3r2gAoH?continueMode=true
https://uni-bielefeld.zoom.us/rec/play/_GhntCMLagJvz8P1gJFqF8qOwc59y_TLVBN6o4iFVXYfeJwv8pJaIsMjO9ijzvggbiyTUnZloAJncr_m.JlUOGFGzz3r2gAoH?continueMode=true
https://uni-bielefeld.zoom.us/rec/play/_GhntCMLagJvz8P1gJFqF8qOwc59y_TLVBN6o4iFVXYfeJwv8pJaIsMjO9ijzvggbiyTUnZloAJncr_m.JlUOGFGzz3r2gAoH?continueMode=true
https://uni-bielefeld.zoom.us/rec/play/_GhntCMLagJvz8P1gJFqF8qOwc59y_TLVBN6o4iFVXYfeJwv8pJaIsMjO9ijzvggbiyTUnZloAJncr_m.JlUOGFGzz3r2gAoH?continueMode=true
https://uni-bielefeld.zoom.us/rec/play/IEjGaDv07KVf2_AiGH0xigT5bpWPRP4FyyeDqIJkeeRlJnbh_8039GqeqB9bfIX-8N4hjIqolYPbjgtM.QX4yWLKdPFU--2-P?continueMode=true
https://uni-bielefeld.zoom.us/rec/play/IEjGaDv07KVf2_AiGH0xigT5bpWPRP4FyyeDqIJkeeRlJnbh_8039GqeqB9bfIX-8N4hjIqolYPbjgtM.QX4yWLKdPFU--2-P?continueMode=true
https://uni-bielefeld.zoom.us/rec/play/IEjGaDv07KVf2_AiGH0xigT5bpWPRP4FyyeDqIJkeeRlJnbh_8039GqeqB9bfIX-8N4hjIqolYPbjgtM.QX4yWLKdPFU--2-P?continueMode=true
https://uni-bielefeld.zoom.us/rec/play/IEjGaDv07KVf2_AiGH0xigT5bpWPRP4FyyeDqIJkeeRlJnbh_8039GqeqB9bfIX-8N4hjIqolYPbjgtM.QX4yWLKdPFU--2-P?continueMode=true
mailto:oliver.razum@uni-bielefeld.de
mailto:yudit.namer@uni-bielefeld.de
mailto:lisa.wandschneider@uni-bielefeld.de
http://www.antib.de/
https://www.uni-bielefeld.de/fakultaeten/gesundheitswissenschaften/ag/ag2/antib/abs-netzwerk-wl/
https://www.uni-bielefeld.de/fakultaeten/gesundheitswissenschaften/ag/ag2/antib/abs-netzwerk-wl/
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PROJEKTVORTRAG AUF DER EURO-
PEAN COMMUNICATION CON-
FERENCE 

Die Professur für Gesundheitskommunikation der AG4 
für Prävention und Gesundheitsförderung war auf der 
diesjährigen  European Communication Conference  
mit einem Projektvortrag vertreten. Die Jahrestagung 
der European Communication Research and Education 
Association (ECREA) fand vom 19. bis 22. Oktober 2022 
in Aarhus, Dänemark, statt und beschäftigte sich ne-
ben zahlreichen anderen Themen der Kommunikati-
ons- und Medienwissenschaft mit Fragestellungen der 
Gesundheitskommunikation. In der Sektion Health 
Communication der ECREA präsentierten Dr. Anna 
Wagner und Prof. Dr. Doreen Reifegerste auf der Kon-
ferenz Studienergebnisse aus ihrem Verbundprojekt 
MEN-ACCESS. 

 
Der Forschungsverbund MEN-ACCESS, an dem neben 
der Universität Bielefeld die Universität Leipzig und die 
Medical School Berlin beteiligt sind, widmet sich dem 
Thema der Suizidprävention für Männer. Im Rahmen 
des Verbunds werden auf Basis empirischer Studien 
zwei gendersensible E-Learning-Programme entwi-
ckelt. Eines der Programme richtet sich an Männer mit 
Suizidrisiko, das andere soll sogenannte ‚Gatekeeper‘ 
sensibilisieren, also Vertrauenspersonen im Umfeld der 
Männer, die zur Suizidprävention beitragen könnten. 
Im Bielefelder Teilprojekt wurden zur Vorbereitung der 
E-Learning-Programme zwei empirische Studien durch-
geführt. In einem Systematischen Review einschlägiger 
wissenschaftlicher Publikationen wurde die Wirksam-
keit von genderspezifischen Interventionen zur Suizid-
prävention sowie insbesondere der dort verwendeten 
Kommunikationsstrategien untersucht. Zudem wurde 
eine egozentrierte Netzwerkbefragung mit in Deutsch-
land lebenden Männern durchgeführt, um mögliche 
Gatekeeper im Umfeld zu identifizieren und Einfluss-
faktoren der (Nicht-)Kommunikation über psychische 
Probleme zu eruieren. 
 
Die Ergebnisse der egozentrierten Netzwerkbefragung 
präsentierten Doreen Reifegerste und Anna Wagner 
auf der European Communication Conference. In ih-
rem Vortrag mit dem Titel “Men’s (non-)disclosure of 
mental health problems: Barriers and facilitators of 
male suicide prevention” konnten sie zeigen, dass 
Scham, der Schutz der eigenen Privatsphäre sowie der 
Schutz des Gegenübers die wichtigsten Gründe für 
Nicht-Kommunikation bei Männern darstellen. Insbe-
sondere Männer mit einer Depression tendieren gemäß 
der Befragung dazu, nicht über ihre mentalen Belas-
tungen zu sprechen. Zudem hingen Einsamkeit, der 
Glaube an traditionelle Männlichkeitsnormen, Religio-
sität und eine höhere Mediennutzung mit der Nicht-
Kommunikation über psychische Probleme zusammen. 
Die potentiellen Gatekeeper sind, so zeigte die Studie, 
vor allem Freund:innen und Familienmitglieder, die im 
Umfeld der Männer wohnen und bereits in engem und 
regelmäßigen Austausch mit ihnen stehen. 
 

https://conferences.au.dk/ecrea2022
https://www.uni-bielefeld.de/fakultaeten/gesundheitswissenschaften/ag/ag4/projekte/men-access
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BEITRÄGE ZUR GESUNDHEITSKOM-
PETENZ: ONLINE-FACHTAGUNG 
UND EUROPEAN PUBLIC HEALTH 
CONFERENCE 

Die Förderung der Gesundheitskompetenz ist und 
bleibt eine wichtige Aufgabe, wie die vorliegenden Stu-
dien für Deutschland zeigen. Das berichteten Wissen-
schaftler*innen auf der Online-Fachtagung „Gesund-
heitskompetenz 2022“ der Universität Bielefeld am 14. 
September. Danach ist die Gesundheitskompetenz in 
den vergangenen Jahren sogar gesunken. Die Veran-
staltung erfolgte in Kooperation mit der Hertie School 
Berlin, der Robert-Bosch-Stiftung und dem Bundesmi-
nisterium für Gesundheit (BMG) und trug den Unterti-
tel „Digitale Gesundheitskompetenz und Migration – 
Was wissen wir? Wo stehen wir?“.  
 
Vorgestellt wurden insbesondere die Daten der in die-
sem Jahr erschienenen Studie zur Gesundheitskompe-
tenz von Menschen mit Migrationshintergrund (HLS-
MIG), deren Befunde von ausgewiesenen Expert*innen 
kommentiert sowie in einem anschließenden Workshop 
des Nationalen Aktionsplans Gesundheitskompetenz 
(NAP) vertiefend diskutiert wurden.  
 
Ebenfalls Aufmerksamkeit fand das Thema Gesund-
heitskompetenz auf der diesjährigen 15. European 

Public Health (EPH) Conference in Berlin, auf der zahl-
reiche Workshops und Präsentationen eine große the-
matische Spannbreite in Hinblick auf das Thema abde-
cken konnten. Die Fakultät für Gesundheitswissen-
schaften beteiligte sich gleich mit mehreren Beiträ-
gen. Den Aufschlag bildete am ersten Konferenztag 
der Workshop „Navigational Health Literacy - Perspec-
tives from Austria, Germany and Switzerland” in dem 
Prof. Doris Schaeffer und Lennert Griese zusammen 
mit Vertreter*innen aus Österreich und der Schweiz 
länderübergreifende Ergebnisse zur sogenannten „Na-
vigationalen Gesundheitskompetenz“ und ihrer Mes-
sung vorstellten und mit vielen Interessierten am 
Thema diskutierten. Auf reges Interesse stieß darüber 
hinaus der Workshop zur „professionellen Gesundheits-
kompetenz“, in dem das Bielefelder Team, ebenfalls 
zusammen mit Expert*innen der weiteren DACH-Län-
der, das Konzept sowie den im Rahmen einer Dreilän-
derstudie entwickelten Fragebogen vorstellten. Den 
Abschluss am letzten Konferenztag bildeten die Vor-
träge von Dr. Eva-Maria Berens zur Gesundheitskompe-
tenz im Zeitverlauf sowie zu den Ergebnissen der mig-
rationsspezifischen Untersuchung HLS-MIG.  
 
Die Abstracts der einzelnen Beiträge wurden im Euro-
pean Journal of Public Health (https://acade-
mic.oup.com/eurpub/issue/32/Supplement_3?lo-
gin=true ) veröffentlicht. 
 
 

 
 
 
 

Ansprechpartner*innen: 
Prof. Dr. Doreen Reifegerste: doreen.reifegerste@uni-biele-
feld.de  
Dr. Anna Wagner: anna.wagner@uni-bielefeld.de 
 

Mehr Informationen unter: 
https://www.nap-gesundheitskompe-
tenz.de/2022/07/13/online-veranstaltung-gesundheitskompe-
tenz-und-migration/ 
https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/137372/Gesund-
heitskompetenz-in-Deutschland-weiter-gering 
 
Ansprechpartner*in: 
Dr. Lennert Griese: lennert.griese@uni-bielefeld.de 
 

https://www.bundesgesundheitsministerium.de/
https://ephconference.eu/
https://ephconference.eu/
https://academic.oup.com/eurpub/issue/32/Supplement_3
https://academic.oup.com/eurpub/issue/32/Supplement_3
mailto:doreen.reifegerste@uni-bielefeld.de
mailto:doreen.reifegerste@uni-bielefeld.de
mailto:anna.wagner@uni-bielefeld.de
https://www.nap-gesundheitskompetenz.de/2022/07/13/online-veranstaltung-gesundheitskompetenz-und-migration/
https://www.nap-gesundheitskompetenz.de/2022/07/13/online-veranstaltung-gesundheitskompetenz-und-migration/
https://www.nap-gesundheitskompetenz.de/2022/07/13/online-veranstaltung-gesundheitskompetenz-und-migration/
https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/137372/Gesundheitskompetenz-in-Deutschland-weiter-gering
https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/137372/Gesundheitskompetenz-in-Deutschland-weiter-gering
mailto:lennert.griese@uni-bielefeld.de
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AUF DEM WEG ZU EINER INTE-
GRIERTEN PRIMÄRVERSORGUNG – 
EINE QUALITATIVE BEFRAGUNG 
VON SCHLÜSSELPERSONEN IM GE-
SUNDHEITSWESEN IN DEUTSCH-
LAND 

Primärversorgungskonzepte, die auf Integration unter-
schiedlicher Gesundheitsleistungen und interprofessio-
nelle Zusammenarbeit bauen, sind in Deutschland bis-
lang kaum etabliert. In den vergangenen Jahren sind 
jedoch Initiativen und Modellprojekte entstanden, die 
entsprechende Ansätze aufgreifen und zu implemen-
tieren versuchen. Bislang fehlt es an empirischen Stu-
dien, die Aufschluss über ihr Durchsetzungsvermö-
gen und Möglichkeiten der Verbreitung in Deutschland 
geben. Ziel unserer Studie war es, fördernde und hem-
mende Bedingungen für die Etablierung integrierter 
Primärversorgungskonzepte aus Sicht von Entschei-
der*innen im Gesundheitswesen zu analysieren.  
Es wurden Experteninterviews mit 19 Schlüsselpersonen 
für die Implementation integrierter Primärversor-
gungskonzepte durchgeführt: Vertreter*innen von 
Hausärzte- und Pflegevereinigungen, Krankenkassen, 
Kassenärztlichen Vereinigungen, Kommunen und Mo-
dellprojekten sowie weiteren ausgewiesenen gesund-
heitspolitische Expert*innen. Die Auswertung erfolgte 
in Anlehnung an das Thematische Kodieren. 
 
Die befragten Expert*innen beschreiben insbesondere 
auf der systemisch-strukturellen Ebene herausfor-
dernde Bedingungen. Sie betonen, dass die vorherr-
schende Sektoralisierung im Gesundheitswesen, feh-
lende gesetzgeberische Impulse und mangelnde finan-
zielle Anreize der Erprobung und Implementation inte-
grierter Primärversorgungskonzepte grundlegend ent-
gegenstehen. Zudem zeigt sich bei einem Teil der Ent-
scheider*innen im Gesundheitswesen eine skeptische 
oder gar ablehnende Haltung gegenüber dem Aufbau 
neuer Organisationsformen der Primärversorgung und 
einer anderen Aufgabenverteilung zwischen den Ge-
sundheitsprofessionen. Trotz vereinzelter Gegenstim-
men signalisieren und schildern die Befragten den-
noch eine zunehmende Kooperations- und Handlungs-

bereitschaft von in der Grundversorgung praktizieren-
den Professionen an einer engeren Zusammenarbeit 
als Chance. Die Expert*innen sehen in dieser Situation 
einen ‚Weg der kleinen Schritte‘ als erforderlich an, um 
Erfahrungen zu generieren. Hier betonen sie die Not-
wendigkeit, einzelne Elemente wie eine graduelle Aus-
weitung interprofessioneller Zusammenarbeit in Haus-
arztpraxen zu erproben. Gleichwohl bleiben die Befrag-
ten skeptisch, ob dieser Weg angesichts der großen 
systemisch-strukturellen Barrieren und Blockadehal-
tungen einzelner Standesvertretungen zielführend ist, 
die Potentiale dieser Modelle zu eruieren.  
  
Die Kooperations- und Handlungsbereitschaft von An-
gehörigen der in der Grundversorgung praktizierenden 
Professionen wird als Motor für die Etablierung inte-
grierter Primärversorgung beschrieben. Unklar ist je-
doch, ob und wie entsprechende Ansätze aufgegriffen 
und politisch flankiert werden könnten. Hier empfiehlt 
sich ein Verständigungsprozess zwischen den für die 
Entwicklung relevanten Akteuren und Vertreter*innen. 
 
 

 
 
 
 
 

WIE BEWÄLTIGEN ÄLTERE PAARE 
IN DER HÄUSLICHEN PFLEGE IHRE 
PARTNERSCHAFTLICHEN KON-
FLIKTE? 

Die Bewältigung von Pflegebedürftigkeit in der Part-
nerschaft ist eine Herausforderung. Eingespielte Rollen 

Mehr Informationen unter: 
https://www.uni-bielefeld.de/fakultaeten/gesundheitswis-
senschaften/ag/ag6/projekte/primaerversorgung-
sansatz.xml 
 
Ansprechpartner*innen: 
Daria Bula: daria.bula@uni-bielefeld.de 
Prof. Dr. Kerstin Hämel: kerstin.haemel@uni-bielefeld.de 
 

https://www.uni-bielefeld.de/fakultaeten/gesundheitswissenschaften/ag/ag6/projekte/primaerversorgungsansatz.xml
https://www.uni-bielefeld.de/fakultaeten/gesundheitswissenschaften/ag/ag6/projekte/primaerversorgungsansatz.xml
https://www.uni-bielefeld.de/fakultaeten/gesundheitswissenschaften/ag/ag6/projekte/primaerversorgungsansatz.xml
mailto:kerstin.haemel@uni-
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und Normen des Zusammenlebens geraten ins Wanken 
und können zu Konflikten in der Paarbeziehung führen. 
Für viele ältere Paare wirkt die Situation zugleich sozial 
isolierend. Sie beziehen selten andere Angehörige in 
die Pflege ein und stehen der Einbindung von häusli-
chen Pflegediensten skeptisch gegenüber. Um so be-
deutsamer ist die Zufriedenheit mit der Paarbezie-
hung, welche wiederum Auswirkungen auf die Gesund-
heit beider Partner*innen hat. Wie sich Paarkonflikte 
im Zuge der Bewältigung von Pflegebedürftigkeit bei 
alten Paaren zeigen und inwiefern sie künftig stärker 
zum Thema professioneller Begleitung gemacht wer-
den sollten, war Thema des Beitrags Gerontologie-Ge-
riatrie-Kongress 2022 in Frankfurt/Main. Hierzu wurden 
zehn problemzentrierte Interviews mit biografisch ori-
entierten Erzählstimuli mit 17 Personen (7 mit Paaren, 
3 mit pflegenden Partner*innen) geführt. Sie wurden 
mittels der Dokumentarischen Methode ausgewertet. 
Die Ergebnisse zeigen, dass Konflikte zwischen den 
Partner*innen aufgrund der Anpassung der Bezie-
hung(sgestaltung) an chronische Erkrankungen und 
Pflegebedarf und infolge der Veränderung von Aufga-
ben und Rollen der Partner*innen im Alltag entstehen. 
Sie zeigen sich hierbei vor allem im Zuge eines verän-
derten Dominanzverhältnisses zwischen den Part-
ner*innen sowie eines Verlusts von Intimität. Die Paare 
stehen vor der Herausforderung, eine neue Balance in 
ihrer Paarbeziehung zu finden und partnerschaftliche 
Konflikte trotz gesundheitlicher Einschränkungen aus-
zutragen. Oft ist es ihnen nicht mehr möglich, Kon-
flikte so zu bewältigen, wie sie es in der Vergangenheit 
getan haben. So werden Konflikte vermieden, verdeckt 
ausgetragen oder schnell wieder abgebrochen.  
In der Gesundheitsarbeit mit alten Menschen sollte 
verstärkt die Bedeutung der Paarbeziehung für Ge-
sundheit und Wohlbefinden Beachtung finden. Eine 
Sensibilisierung für Konflikte zwischen Partner*innen 
kann helfen, Paarkonflikte wahrzunehmen und als be-
ziehungskonstitutive Praktiken zu erkennen. Paare 

                                                                 
2 Niedling K., Hämel K. Zwischen Paar- und Pflegebeziehung: Wie be-
wältigen ältere Paare in der häuslichen Pflege ihre partnerschaftli-
chen Konflikte? In: Abstracts des Gerontologie und Geriatrie Kongres-
ses 2022 „Altern im Spannungsfeld von Resilienz und Vulnerabilität“. 
Zeitschrift für Gerontologie und Geriatrie . Vol 55. Heidelberg: Sprin-
ger; 2022: 41. 

können dann bei der Bewältigung von Konflikten un-
terstützt und so die Partnerschaft stabilisiert werden2. 
 
 

 
 
 
 
 

NACHHALTIGE GESUNDHEIT IN 
STADT UND REGION 

Vor einem Jahr hatten wir in diesem Newsletter das 
Thema „Nachhaltige StadtGesundheit“ – auch in sei-
ner Eigenschaft als Brücke zwischen Gesundheitswis-
senschaften und Medizin – vorgestellt. Schwerpunkt 
war das von der Fritz und Hildegard Berg-Stiftung ge-
förderte Forschungsprogramm „Stadt der Zukunft – 
Gesunde, nachhaltige Metropolen“. 
 
In diesem Kontext erfolgte am 17.-18.11.2021 in Zusam-
menarbeit mit der HafenCity Universität und dem Uni-
versitätsklinikum Hamburg-Eppendorf (UKE) eine digi-
tale Tandem-Veranstaltung zu StadtGesundheit. Den 
zweiten Veranstaltungstag bildete die 7. Konferenz 
„Stadt der Zukunft“ unter der Überschrift „Gesundheit 
und nachhaltige Stadtentwicklung im Spannungsfeld: 
Analysen, Strategien & Praxis“, mit Fokussierung auf 
folgende Teilthemen: Stadtepidemiologie, Stadtgrün/-
blau im Klimawandel, Mobilität sowie Stadtplanung3. 
 
Wie die Tagungsbeiträge illustrierten, lassen sich ur-
bane Gesundheit und Nachhaltigkeit in unterschied-

3 R.Fehr, S.Gatting, S.Ritzinger, C.Hornberg (2022). Gesundheit und nach-
haltige Stadtentwicklung im Spannungsfeld: Analysen, Strategien & Praxis. 
Dokumentation der 7. Konferenz „Stadt der Zukunft–Gesunde, nachhaltige 
Metropolen“. BieColl –Bielefeld eCollections. Zugänglich über das Online-
System BieColl – Bielefeld eCollections, mit folgenden Zugangsoptionen: 
(i) direkt zum Hauptdokument: https://biecoll.ub.uni-bielefeld.de/in-
dex.php/nsg/article/view/1063/1128, (ii) zum BieColl-Eintrag mit allen 46 
Einzeldateien: https://biecoll.ub.uni-bielefeld.de/index.php/nsg 

Ansprechpartner*innen: 
Katharina Niedling: Katharina.niedling@uni-bielefeld.de 
Prof. Dr. Kerstin Hämel: kerstin.haemel@uni-bielefeld.de 
 

https://biecoll.ub.uni-bielefeld.de/index.php/nsg/article/view/1063/1128
https://biecoll.ub.uni-bielefeld.de/index.php/nsg/article/view/1063/1128
https://biecoll.ub.uni-bielefeld.de/index.php/nsg
mailto:Katharina.niedling@uni-
mailto:kerstin.haemel@uni-bielefeld.de
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lichster räumlicher Auflösung betrachten, von „gesun-
den“ Gebäuden, Straßen, Plätzen, Parks und Wasser-
flächen über Quartiere und Stadtteile bis hin zum 
städtischen Umland. Bestehenden Problemlagen ent-
gegenzutreten und erforderliche „Wenden“ durchzu-
führen, bleibt eine große Herausforderung. Gefragt 
sind synergie-orientierte Lösungen, bspw. nichtmotori-
sierte Fortbewegung mit positiven Auswirkungen auf 
physische Bewegung sowie Luft- und Lärmbelastung, 
gleichzeitig energiesparend und ressourcenschonend. 
Um neue Ansätze zu erproben und vorhandene Er-
kenntnisse breiter umzusetzen, könnte ein Bundespro-
gramm für Gesundheit in der Stadtentwicklung - bspw. 
nach dem Vorbild lokaler Klimapläne - wesentliche 
Fortschritte bewirken. 
 
Für unsere Edition „Nachhaltige Gesundheit in Stadt 
und Region“ entstand – unter Beteiligung zahlreicher 
lokal tätiger Autor*innen – ein weiterer Band zur Ham-
burger StadtGesundheit4. Hiermit wird die begonnene 
Fallstudie fortgeschrieben; gleichzeitig bringt der 
Band neue Themen ins Spiel, darunter die orientie-
rende Analyse einer Parlamentsdatenbank mit Blick 
auf Gesundheit, eine Darstellung lokaler Einrichtun-
gen, Initiativen und Projekte; ein Städtevergleich Ham-
burg – Glasgow; das Thema „digitale Nachbarschaft“ 
sowie natürlich die Corona-Pandemie. In Erweiterung 
der urbanen auf eine regionale Perspektive wirft das 
Abschlusskapitel auch einen Blick auf die Regionen 
Berlin-Brandenburg, Ruhrgebiet und Ostwestfalen-
Lippe. 
 
Der im Vorjahr exemplarisch erwähnte Diskussionspro-
zess in Hamburg mit einem zivilgesellschaftlich orien-
tierten Arbeitskreis „Nachhaltige StadtGesundheit“ 
und einer fachlichen Arbeitsgruppe „Stadtepidemiolo-
gie“ setzt sich fort. Momentan stellt sich die Aufgabe, 
Ideen von Nachhaltiger StadtGesundheit durch Dialog 
mit lokalen Akteuren auf die Probe zu stellen. 
 
Die aktuelle Phase dieses Projektes an der Fakultät für 
Gesundheitswissenschaften läuft zum Jahresende aus; 

                                                                 
4 R.Fehr, J.Augustin (Hg.) (2022): „Nachhaltige StadtGesundheit Hamburg 
II – Neue Ziele, Wege, Initiativen“. Edition „Nachhaltige Gesundheit in Stadt 

eine neue Projektphase soll in der Medizinischen Fakul-
tät im Januar 2023 starten. Auch hier bleibt der „Brü-
ckenbau“ uns ein zentrales Anliegen. 
 
 

 
 
 
 
 

„NACHWEISEN“, „ERKÄMPFEN“ UND 
„IMMER WIEDER VON NULL ANFAN-
GEN“ –  
HERAUSFORDERUNGEN IN DER 
HILFSMITTELVERSORGUNG AUS 
NUTZER*INNENSICHT UND DIE 
ROLLE DER MEDIZINISCHEN ZEN-
TREN FÜR ERWACHSENE MIT BE-
HINDERUNG (MZEB) 

Das Projekt MeZEB (Januar 2019 - August 2022) der 
Stiftungsprofessur Rehabilitationswissenschaften | Re-
habilitative Versorgungsforschung der Fakultät für Ge-
sundheitswissenschaften untersuchte unter der Lei-
tung von Prof. Dr. Thorsten Meyer die aktuelle ambu-
lante medizinische Versorgung sowie deren Verände-
rungen im Zuge der Einführung von Medizinischen Zen-
tren für Erwachsene mit Behinderungen (MZEB) aus 
Sicht der Nutzer*innen und Versorgenden.  
Im Rahmen des Projekts wurden leitfadengestützte In-
terviews mit Patient*innen und Angehörigen vor bzw. 
während der Nutzung eines MZEB, sowie Gruppendis-
kussionen, Expert*inneninterviews mit Versorgenden, 
teilnehmende Beobachtungen in zwei MZEB und eine 
standardisierte Fragebogenerhebung durchgeführt.  
Als thematischer Schwerpunkt mit besonderer Teilha-
berelevanz ist den Forscher*innen die bedarfsgerechte 

und Region“, Band 5, Ökom-Verlag, München. Open Access: 
https://doi.org/10.14512/9783962389512. 

Ansprechpartner*innen: 
Prof. Dr. Rainer Fehr: rainer.fehr@uni-bielefeld.de    
Prof. Dr. Claudia Hornberg: claudia.hornberg@uni-biele-
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Versorgung mit Hilfsmitteln aufgefallen. Diese ist eine 
zentrale Voraussetzung für eine gleichberechtigte Teil-
habe, stellt sich jedoch im Kontext der medizinischen 
Versorgung von Menschen mit Mehrfachbehinderungen 
als eine zentrale Herausforderung dar. Die Tragweite 
dieser Problematik wird  deutlich, wenn man beachtet, 
dass 97% unserer Teilnehmenden (107 Nutzer*innen 
zweier MZEBs) zwischen 1-17 Hilfsmitteln in Gebrauch 
haben.  
 
Die MZEB haben je nach Ausrichtung und Spezialisie-
rung die Möglichkeit, Hilfsmittel zu verordnen und im 
Verlauf der Versorgung zu beraten und zu unterstüt-
zen. Ob ein MZEB diese Leistung anbietet und welche 
Rolle es im Rahmen der Hilfsmittelversorgung einneh-
men kann, hängt zudem maßgeblich von der Ausge-
staltung der jeweils bundeslandspezifischen Verträge 
ab.  
 
Welche Herausforderungen ergeben sich im Versor-
gungsprozess?  
Der Zugang zu einem Hilfsmittel tangiert oft mehrere 
Instanzen. Neben Nutzer*innen und ggf. Angehörigen, 
sind Ärzt*innen als Verordnende, die Krankenkassen 
als Kostenträger und Sanitätshäuser bzw. Orthopädie-
firmen als Leistungserbringer involviert. Dies ist vor al-
lem dann problematisch, wenn die Beteiligten ver-
schiedene (wirtschaftliche, pragmatische und lebens-
praktische) Ziele fokussieren. 
 
Als eine Herausforderung im Versorgungsprozess wird 
ein hoher bürokratischer Aufwand bei der Beantra-
gung der Kostenübernahme beschrieben. Dieser Pro-
zess ist verbunden mit der Offenlegung wirtschaftli-
cher und sonstiger intimer Gegebenheiten und wird als 
enorme organisatorische und emotionale Belastung 
erlebt. Auch Reparaturen, Instandhaltungen und ver-
schleißbedingte Neuversorgungen stellen eine fortlau-
fende Herausforderung dar. Die Nutzer*innen beschrei-
ben eine wiederkehrende Begründungs- und Nachweis-
pflicht gegenüber dem Kostenträger. Sie müssen trotz 
ärztlich festgestelltem und dauerhaftem Versorgung-
bedarf „immer wieder von Null anfangen“. 
 

Betroffene berichten zudem von diskriminierenden Er-
fahrungen. Diese treten vor allem dann auf, wenn sich 
Nutzer*innen ein bedarfsgerechtes Hilfsmittel auf-
grund von Zuzahlungen nicht leisten können, wenn sie 
mit einer als geringschätzig erlebten Haltung der be-
teiligten Akteur*innen konfrontiert sind oder wenn sie 
erleben, dass wirtschaftliche Ziele zulasten ihrer indivi-
duellen Bedürfnisse in den Vordergrund gestellt wer-
den.  
 
Unsere Teilnehmer*innen beschreiben darüber hinaus 
eine am Standardfall orientierte Beratung durch Sani-
tätshäuser und Orthopädietechnikfirmen sowie einen 
Mangel an Kreativität, Fachwissen und Engagement. 
Das Angebot an Hilfsmitteln wird zusätzlich limitiert 
durch Verträge zwischen Leistungserbringern und 
Krankenkassen, die individuelle Bedarfe nicht abbilden 
können.   
 
Welche Rolle können MZEB in der Hilfsmittelversor-
gung einnehmen? 
Unsere Ergebnisse zeigen, dass ein MZEB das Potenzial 
hat, die Rolle des Beraters im Versorgungsprozess ein-
zunehmen, indem die qualifizierten Mitarbeiter*innen 
(Ergotherapeut*innen, Physiotherapeut*inne, Ärzt*in-
nen etc.) Hilfsmittelbedarfe erkennen, Verbesserungs-
vorschläge machen und Beratungen und Erprobungen 
von Hilfsmitteln gemeinsam mit Leistungserbringern 
und ggf. Mitarbeiter*innen der Wohngruppen, Angehö-
rigen etc. durchführen.  
 
Das MZEB kann als Manager des Versorgungsprozesses 
agieren, indem es die Zusammenarbeit verschiedener 
Instanzen koordiniert und somit Beratung, Verordnung 
und Versorgung zusammenführt. Das MZEB steht unse-
ren Teilnehmer*innen zudem als Begleiter im Versor-
gungsprozess zur Seite. Nutzer*innen und Angehörige 
werden unterstützt bei der Argumentation gegenüber 
Kostenträgern. Die Betroffenen erleben außerdem 
emotional stabilisierende Begleitung im (leider regel-
haften) Widerspruchsverfahren und eine umfassende 
Unterstützung, die verschiedenen Aspekte von Teil-
habe reflektiert. Diese Unterstützungsleistungen wer-
den als enorme bürokratische und emotionale Entlas-
tung beschrieben! 
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Was lernen wir daraus? 
Je nach fachlicher Ausrichtung hat ein MZEB das Po-
tenzial, eine starke unterstützende Rolle in der Hilfs-
mittelversorgung zu übernehmen und damit die Teil-
habechancen der Nutzer*innen zu stärken. Jedoch sind 
die MZEB nicht flächendeckend verfügbar und in ihrer 
fachlichen Ausrichtung und ihrem Leistungsangebot 
sehr heterogen, sodass nicht jedes MZEB diese Funk-
tion übernehmen kann. MZEB sollten darin gestärkt 
werden, bspw. durch die Etablierung von Hilfsmittel-
sprechstunden als Basisangebot, eine bedarfsgerechte 
und teilhabeorientierte Versorgung mit Hilfsmitteln zu 
stärken.  
Darüber hinaus erscheint es notwendig, im Rahmen 
der Regelversorgung entsprechende Angebot zu etab-
lieren, denn eine bedarfsgerechte Hilfsmittelversor-
gung muss auch für die Betroffenen ohne Anbindung 
an ein MZEB sichergestellt werden, da nicht jede*r Pa-
tient*in Zugang zu einem MZEB haben kann oder 
möchte.   
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Haben Sie Fragen oder Anregungen? 
Möchten Sie Kontakt zu uns aufnehmen? 
 
Dann melden Sie sich einfach unter: 
news.gesundheit@uni-bielefeld.de 
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